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Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen der MULTIBETON GmbH 

 
1. Geltung der Bedingungen 
 
1.1. Die Lieferungen, Leistungen und Angebote der 
MULTIBETON GmbH (im Folgenden „Lieferer“ genannt) 
erfolgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen Verkaufs- 
und Lieferbedingungen (im Folgenden „AVL“ genannt). Diese 
AVL gelten somit auch für alle künftigen Geschäftsbezieh-
ungen zwischen dem Lieferer und Kunden (im Folgenden 
„Besteller“ genannt), auch wenn sie nicht nochmals 
ausdrücklich vereinbart werden. Spätestens mit der 
Entgegennahme der Ware oder der Leistung durch den 
Besteller gelten diese AVL als angenommen. Anderslautende 
Bedingungen werden auf keinen Fall Vertragsinhalt. 
 
2. Angebot und Vertragsschluss 
 
2.1. Soweit nicht anders ausdrücklich schriftlich vereinbart 
sind Angebote des Lieferers freibleibend. Annahme-
erklärungen und sämtliche Bestellungen eines Bestellers 
bedürfen zur Rechtswirksamkeit der schriftlichen oder einer 
gleichwertigen Bestätigung des Lieferers. 
 
2.2. Zeichnungen, Abbildungen, Maße und Gewichte sind nur 
verbindlich, wenn dies ausdrücklich schriftlich vereinbart 
wird. 
 
3. Fristen für Lieferung, Verzug 
 
3.1. Die Einhaltung von vereinbarten Fristen für Lieferungen 
durch den Lieferer setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher 
vom Besteller zu liefernden Unterlagen, erforderlichen Ge-
nehmigungen und Freigaben, insbesondere von Plänen, sowie 
die Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen durch 
den Besteller voraus. Werden diese Voraussetzungen nicht 
rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich die Fristen angemessen, 
es sei denn, der Lieferer hat die Verzögerung zu vertreten. 
 
3.2. Die Lieferfrist verlängert sich angemessen, wenn die 
Nichteinhaltung der Frist auf höhere Gewalt, insbesondere 
Mobilmachung, Krieg, Aufruhr, Maßnahmen im Rahmen von 
Arbeitskämpfen, z.B. Streik oder Aussperrung, Pandemie, 
Feuerschäden, Überschwemmungen, behördliche 
Verfügungen oder den Eintritt sonstiger unvorhersehbarer 
Ereignisse, die außerhalb des Einflusses des Lieferers liegen, 
zurückzuführen ist. Das Gleiche gilt bei Versorgungs-
schwierigkeiten und anderen Leistungsstörungen auf Seiten 
der Vorlieferanten des Lieferers, wenn der Vorlieferant 
seinerseits durch höhere Gewalt gemäß dem vorhergehenden 
Satz an der Erbringung der ihm obliegenden Leistung 
gehindert ist. Die vorbezeichneten Umstände sind auch dann 
vom Lieferer nicht zu vertreten, wenn sie während eines 
bereits vorliegenden Verzuges entstehen. 
 

3.3. Bei Lieferungen aus den dezentralen Auslieferungslagern 
des Lieferers ist der Liefertermin und die Verfügbarkeit mit 
dem Lager direkt abzusprechen. Der Lieferer teilt dem 
Besteller das für ihn zuständige Auslieferungslager und 
Ansprechpartner mit. 
 
3.4. Teillieferungen sind in zumutbarem Umfang zulässig. 
 
3.5. Der Lieferer kommt nur dann in Verzug, wenn die 
Leistung fällig und – außerhalb der Fälle des § 286 Abs. 2 BGB 
– eine ausdrückliche schriftliche Mahnung erfolgt ist. 
 
3.6. Kommt der Lieferer in Verzug, kann der Besteller – soweit 
er nachweist, dass ihm hieraus ein Schaden entstanden ist – 
eine Entschädigung für jede vollendete Woche des Verzuges 
in Höhe von 0,5 %, insgesamt jedoch höchstens 5 % des 
Preises für den Teil der Lieferung verlangen, der wegen des 
Verzuges nicht in zweckdienlichen Betrieb genommen werden 
kann. Soweit in diesen AVL nicht anders geregelt sind weitere 
Ansprüche des Bestellers aus Verzug des Lieferers ausge-
schlossen. 
 
3.7. Die vorstehende Ziffer 3.6 gilt nicht, sofern in Fällen des 
Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit oder wegen 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
zwingend gehaftet wird. Eine Änderung der Beweislast zum 
Nachteil des Bestellers ist damit nicht verbunden. Das 
gesetzliche Rücktrittsrecht des Bestellers bleibt unberührt. 
 
3.8. Vom Vertrag kann der Besteller im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen nur zurücktreten, wenn die 
Verzögerung von dem Lieferer zu vertreten ist. 
 
3.9. Der Besteller ist verpflichtet, auf Verlangen des Lieferers 
binnen angemessener Frist zu erklären, ob er vom Vertrag 
zurücktritt, Schadenersatz statt der Leistung verlangt oder am 
Vertrage festhält. 
 
4. Lieferumfang 
 
4.1. Der Lieferumfang wird durch die schriftliche 
Auftragsbestätigung des Lieferers bestimmt. 
 
4.2. Konstruktions- oder Formänderungen, die auf die 
Verbesserung der Technik bzw. auf Forderungen des 
Gesetzgebers zurückzuführen sind, bleiben während der 
Lieferzeit vorbehalten, sofern der Liefergegenstand nicht 
erheblich geändert wird und die Änderungen für den Besteller 
zumutbar sind. 
 



 

 

5. Annullierungskosten 
 
5.1. Tritt der Besteller unberechtigt von einem erteilten 
Auftrag zurück, kann der Lieferer unbeschadet der 
Möglichkeit, einen höheren tatsächlichen Schaden geltend zu 
machen, 20 % des Verkaufspreises für die durch die 
Bearbeitung des Auftrages entstandenen Kosten und für 
entgangenen Gewinn fordern. Dem Besteller bleibt der 
Nachweis vorbehalten, dass ein Schaden nicht oder in 
geringerer Höhe eingetreten ist. 
 
6. Abnahme und Gefahrenübergang 
 
Sofern nichts anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart ist, 
liefert der Lieferer ausschließlich ab Auslieferungslager (EXW 
Incoterms 2020) ohne Verladung; dies gilt auch für den 
Gefahrübergang und den Erfüllungsort. Das jeweilige 
Auslieferungslager teilt der Lieferer dem Besteller mit. 
 
7. Gewährleistung 
 
7.1. Vorbehaltlich ausdrücklich schriftlich zwischen Lieferer 
und Besteller vereinbarter weitergehender Garantien haftet 
der Lieferer für Mängel wie folgt: 
 
7.2. Alle Teile oder Leistungen, die innerhalb der 
Verjährungsfrist – ohne Rücksicht auf die Betriebsdauer – 
einen Mangel aufweisen, sind nach Wahl des Lieferers 
unentgeltlich nachzubessern, neu zu liefern oder neu zu 
erbringen, sofern der Mangel bereits im Zeitpunkt des 
Gefahrübergangs vorlag. 
 
7.3. Zunächst ist dem Lieferer stets Gelegenheit zur Nach-
erfüllung innerhalb angemessener Frist zu gewähren, wobei 
dem Lieferer grundsätzlich zwei Nachbesserungsversuche 
zustehen. Wird ihm dies verweigert, ist er insoweit von der 
Mängelhaftung befreit. Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann 
der Besteller – unbeschadet etwaiger Schadenersatz-
ansprüche – vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung 
mindern. 
 
7.4. Mängelansprüche verjähren in zwölf Monaten, es sei 
denn, es liegt eine vorsätzliche oder grob fahrlässig 
verursachte Pflichtverletzung vor oder eine Verletzung des 
Lebens, Körpers oder der Gesundheit, die auf einem vom 
Lieferer oder seinen Erfüllungsgehilfen zu vertretenden 
Mangel beruht, oder der Lieferer hat den Mangel arglistig 
verschwiegen. Die Frist beginnt mit dem Gefahrübergang. 
Sofern das Gesetz gemäß §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke), 
§ 476 Abs. 2 BGB (Verbrauchsgüterkauf), § 478 BGB 
(Rückgriffsanspruch) und § 634a (Baumängel) längere Fristen 
vorschreibt, gelten diese. 
 
7.5. Mängelansprüche des Bestellers setzen in jedem Fall 
voraus, dass dieser die vom Lieferer gelieferte Ware 
unverzüglich nach der Ablieferung untersucht und, wenn sich 
ein Mangel zeigt, dem Lieferer unverzüglich Anzeige macht. 
Unterlässt der Besteller die Anzeige, so gilt die Ware als 
genehmigt, es sei denn, dass es sich um einen Mangel 

handelt, der bei der Untersuchung nicht erkennbar war. Zeigt 
sich später ein solcher Mangel, so muss die Anzeige unver-
züglich nach der Entdeckung gemacht werden; anderenfalls 
gilt die Ware auch in Ansehung dieses Mangels als genehmigt. 
 
7.6. Bei Mängelrügen dürfen Zahlungen des Bestellers in 
einem Umfang zurückgehalten werden, der in einem 
angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen Mängeln 
steht. Erfolgt die Mängelrüge zu Unrecht, ist der Lieferer 
berechtigt, die ihm entstandenen Aufwendungen vom 
Besteller ersetzt zu verlangen. 
 
7.7. Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher 
Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit und bei nur 
unerheblicher Minderung der Brauchbarkeit. 
 
7.8. Unabhängig davon bestehen Mängelansprüche nicht bei 
natürlicher Abnutzung oder Schäden, die nach Gefahrüber-
gang infolge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, 
übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel 
oder die aufgrund besonderer äußerer Einflüsse entstehen, 
die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind, sowie bei 
nicht reproduzierbaren Softwarefehlern. Werden vom 
Besteller oder von Dritten unsachgemäße Änderungen oder 
Instandsetzungen vorgenommen, bestehen für diese und die 
daraus entstehenden Folgen ebenfalls keine 
Mängelansprüche. 
 
7.9. Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zwecke der 
Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, sind 
ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, weil 
der Gegenstand der Lieferung an einen anderen Ort als den 
Ort der Übergabe verbracht worden ist, es sei denn, die 
Verbringung entspricht seinem vertragsgemäßen Gebrauch. 
 
7.10. Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen den Lieferer 
bestehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem Abnehmer 
keine über die gesetzlichen Mängelansprüche hinaus-
gehenden Vereinbarungen getroffen hat. 
 
7.11. Ist ein Mangel zurückzuführen auf Vorgaben des 
Bestellers oder auf von Drittlieferanten auf Veranlassung des 
Bestellers gelieferte oder vom Besteller vorgeschriebene 
Stoffe, Produkte oder Bauteile, haftet der Lieferer nicht, auch 
nicht anteilig, für diesen Mangel, wenn der Lieferer den 
Besteller vor der Produktion auf die Problematik hingewiesen 
hat oder die Problematik für den Lieferer als Fach-
unternehmen nicht erkennbar war. 
 
7.12. Für Schadenersatzansprüche gilt im Übrigen Ziffer 11 
(Sonstige Schadenersatzansprüche). 
 
8. Eigentumsvorbehalt 
 
8.1. Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehaltsware) 
bleiben Eigentum des Lieferers bis zur Erfüllung sämtlicher 
ihm gegen den Besteller aus der Geschäftsbeziehung 
zustehenden Ansprüche. 



 

 

8.2. Soweit der realisierbare Wert aller Sicherungsrechte, die 
dem Lieferer zustehen, die Höhe aller gesicherten Ansprüche 
um mehr als 10 % übersteigt, wird der Lieferer auf Wunsch 
des Bestellers einen entsprechenden Teil der Sicherungs-
rechte – nach Wahl des Lieferers und unter Berücksichtigung 
berechtigter Interessen des Bestellers – freigeben. 
 
8.3. Der Besteller ist verpflichtet, die Kaufsache pfleglich zu 
behandeln; insbesondere ist er verpflichtet, diese auf eigene 
Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Diebstahlsschäden 
ausreichend zum Neuwert zu versichern. Sofern Wartungs- 
oder Inspektionsarbeiten erforderlich sind, muss der Besteller 
diese auf eigene Kosten rechtzeitig durchführen. 
 
8.4. Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts ist dem 
Besteller eine Verpfändung oder Sicherungsübereignung 
untersagt. Der Besteller ist nur berechtigt, die gelieferten 
Waren im ordentlichen Geschäftsgang zu verarbeiten oder 
mit anderen Sachen zu verbinden oder zu vermischen oder zu 
veräußern. Ein ordentlicher Geschäftsgang im Sinne dieser 
Bedingungen liegt nicht vor, wenn bei Veräußerungen des 
Bestellers oder bei dessen sonstigen Verfügungen zugunsten 
Dritter die Abtretbarkeit seiner Forderungen an Dritte 
ausgeschlossen ist.. 
 
8.5. Eine etwaige Be- oder Verarbeitung nimmt der Besteller 
für den Lieferer vor, ohne dass für den Lieferer hieraus eine 
Verpflichtung entsteht. Bei Verarbeitung, Verbindung und 
Vermischung der Vorbehaltsware mit anderen, dem Lieferer 
nicht gehörenden Waren, steht dem Lieferer der 
Miteigentumsanteil an der neuen Sache im Verhältnis des 
Fakturen-Wertes zu den übrigen verarbeiteten Waren zum 
Zeitpunkt der Verarbeitung, Verbindung oder Vermischung zu. 
Erwirbt der Besteller das Alleineigentum an der neuen Sache, 
so sind sich die Parteien einig, dass der Besteller dem Lieferer 
im Verhältnis des Fakturen-Wertes der verarbeiteten bzw. 
verbundenen oder vermischten Vorbehaltsware ein 
Miteigentum an der neuen Sache einräumt und diese 
unentgeltlich für den Lieferer verwahrt. 
 
8.6. Soweit der Besteller die Vorbehaltsware weiterveräußert, 
tritt er dem Lieferer jedoch bereits jetzt alle Forderungen in 
Höhe des zwischen dem Lieferer und dem Besteller 
vereinbarten Kaufpreises (einschließlich Mehrwertsteuer) ab, 
die dem Besteller aus der Weiterveräußerung erwachsen, und 
zwar unabhängig davon, ob die Liefergegenstände ohne oder 
nach Bearbeitung weiterverkauft werden. Zur Einziehung 
dieser Forderungen ist der Besteller auch nach deren 
Abtretung ermächtigt. Die Befugnis des Lieferers, die 
Forderungen selbst einzuziehen, bleibt davon unberührt, 
jedoch verpflichtet sich der Lieferer, die Forderungen nicht 
einzuziehen, solange der Besteller seinen Zahlungs-
verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und nicht im 
Zahlungsverzug ist. Ist dies jedoch der Fall, kann der Lieferer 
verlangen, dass der Besteller die abgetretenen Forderungen 
und deren Schuldner bekanntgibt, alle zum Einzug erforder-
lichen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aus-
händigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt. 
 

8.7. Bei Pfändungen, Beschlagnahmen oder sonstigen 
Verfügungen oder Eingriffen Dritter hat der Besteller den 
Lieferer unverzüglich zu benachrichtigen. 
 
8.8. Bei Pflichtverletzungen des Bestellers, insbesondere bei 
Zahlungsverzug, ist der Lieferer zum Rücktritt und zur 
Rücknahme berechtigt, der Besteller ist zur Herausgabe 
verpflichtet. Die Rücknahme bzw. die Geltendmachung des 
Eigentumsvorbehalts erfordert keinen Rücktritt des Bestellers. 
In diesen Handlungen oder der Pfändung der Vorbehaltsware 
durch den Lieferer liegt kein Rücktritt vom Vertrag, es sei 
denn, der Lieferer hat dies ausdrücklich erklärt. 
 
9. Unmöglichkeit, Vertragsanpassung 
 
Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der Besteller 
berechtigt, Schadenersatz zu verlangen, es sei denn, dass der 
Lieferer die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat. Jedoch 
beschränkt sich der Schadenersatzanspruch des Bestellers auf 
10 % des Wertes desjenigen Teils der Lieferung, der wegen 
der Unmöglichkeit nicht in zweckdienlichen Betrieb 
genommen werden kann. Diese Beschränkung gilt nicht, 
soweit in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit 
oder wegen Körperschäden gehaftet wird. Eine Änderung der 
Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit dieser Regelung 
nicht verbunden. Das Recht des Bestellers zum Rücktritt vom 
Vertrage bleibt unberührt, und zwar auch dann, wenn mit 
dem Besteller zunächst eine Verlängerung der Lieferzeit 
vereinbart war. Bei nur vorübergehender Unmöglichkeit 
kommt Ziffer 3 (Fristen für Lieferung, Verzug) zur Anwendung. 
 
10. Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrechte, 
Kreislaufwirtschaftsgesetz 
 
10.1. Eine Prüfung, ob die vom Besteller beigestellten 
Unterlagen (Druckvorlagen, Muster usw.) Rechte Dritter, 
insbesondere Urheberrechte und gewerbliche Schutzrechte 
verletzen, obliegt allein dem Besteller. Wird der Lieferer 
wegen der Verletzung solcher Rechte in Anspruch genommen, 
ist der Besteller verpflichtet, dem Lieferer jeden hieraus 
entstehenden Schaden zu ersetzen. 
 
10.2. Soweit nicht anders vereinbart, ist der Lieferer 
verpflichtet, die Lieferung lediglich im Lande des 
Erfüllungsorts frei von gewerblichen Schutzrechten und 
Urheberrechten Dritter (im folgenden Schutzrechte) zu 
erbringen. Sofern ein Dritter wegen der Verletzung von 
Schutzrechten durch vom Lieferer erbrachte, vertragsgemäß 
genutzte Lieferungen gegen den Besteller berechtigte 
Ansprüche erhebt, haftet der Lieferer innerhalb der in Ziffer 
7.3 bestimmten Frist wie folgt: a) Der Lieferer wird nach 
seiner Wahl auf seine Kosten für die betreffende Leistung 
entweder ein Nutzungsrecht erwirken, sie so ändern, dass das 
Schutzrecht nicht verletzt wird oder austauschen. Ist dies dem 
Lieferer nicht zu angemessenen Bedingungen möglich, stehen 
dem Besteller die gesetzlichen Rücktritts- oder Minderungs-
rechte zu. b) Die vorstehend genannten Verpflichtungen des 
Lieferers bestehen zwischen Unternehmern nur, soweit der 
Besteller den Lieferer unverzüglich schriftlich über die von 



 

 

dem Dritten geltend gemachten Ansprüche unterrichtet, eine 
Verletzung nicht anerkennt und dem Lieferer alle 
Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhandlungen 
vorbehalten bleiben. c) Stellt der Besteller die Nutzung der 
Lieferung aus Schadensminderungs- oder sonstigen wichtigen 
Gründen ein, ist er verpflichtet, den Dritten darauf 
hinzuweisen, dass mit der Nutzungseinstellung kein 
Anerkenntnis der Schutzrechtsverletzung verbunden ist. d) 
Ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, soweit er 
selbst die Schutzrechtsverletzung zu vertreten hat. Ansprüche 
des Bestellers sind weiter ausgeschlossen, soweit die 
Schutzrechtsverletzung durch spezielle Vorgaben des 
Bestellers, durch eine vom Lieferer nicht voraussehbare 
Änderung oder dadurch verursacht wird, dass die Lieferung 
vom Besteller verändert oder zusammen mit nicht vom 
Lieferer gelieferten Produkten eingesetzt wird. e) Im Übrigen 
gilt Ziffer 7 (Gewährleistung) entsprechend. 
 
11. Sonstige Schadenersatzansprüche 
 
11.1. Schadensersatzansprüche des Bestellers, gleich aus 
welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Verletzung von 
Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus unerlaubter 
Handlung, sind ausgeschlossen. 
 
11.2. Dies gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird, z.B. nach 
dem Produkthaftungsgesetz, in Fällen des Vorsatzes oder der 
groben Fahrlässigkeit oder der mindestens fahrlässigen 
Beeinträchtigung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit oder der Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten. 
 
11.3. Der Schadenersatz für die Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit vorliegt oder für Körperschäden oder 
wegen der Übernahme einer Garantie für das Vorhandensein 
von Eigenschaften gehaftet wird. 
 
11.4. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des 
Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht 
verbunden. 
 
12. Zahlungsbedingungen 
 
12.1. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes 
ergibt, gelten die Preise des Lieferers „ab Werk“. Kosten für 
Fracht, Verpackung, Versand und Entladung werden bis zu 
einem Nettowarenwert von 75,00 EURO in Inland dem 
Besteller in Rechnung gestellt. 
 
12.2. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes 
ergibt, erfolgen Auslandslieferungen ohne Ausnahme auf 
Kosten und Gefahr des Bestellers. 
 
12.3. Die gesetzliche Mehrwertsteuer ist in den Preisen des 
Lieferers nicht enthalten. Sie wird in gesetzlicher Höhe am Tag 
der Rechnungsstellung in der Rechnung gesondert 
ausgewiesen. 

12.4. Preisänderungen sind zulässig, wenn zwischen 
Vertragsabschluss und vereinbartem Liefertermin mehr als 
sechs Wochen liegen. Erhöhen sich danach bis zur 
Fertigstellung der Lieferung die Löhne, die Materialkosten 
oder die marktmäßigen Einstandspreise, so ist der Lieferer 
berechtigt, den Preis angemessen entsprechend den 
Kostensteigerungen zu erhöhen. Der Besteller ist zum 
Rücktritt nur berechtigt, wenn die Preiserhöhung den Anstieg 
der allgemeinen Lebenshaltungskosten zwischen Bestellung 
und Auslieferung nicht nur unerheblich übersteigt. 
 
12.5. Bei Zahlungseingang innerhalb von 8 Tagen nach 
Rechnungsdatum werden 3 %, innerhalb von 20 Tagen 2 % 
Skonto und innerhalb von 30 Tagen Netto gewährt. 
 
12.6. Zahlungen per Wechsel werden nicht akzeptiert; 
Zahlungen per Scheck oder Anweisung erfolgen 
erfüllungshalber. 
 
12.7. Aufrechnungsrechte stehen dem Besteller nur zu, wenn 
seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt, unbestritten 
oder vom Lieferer anerkannt sind. 
 
12.8. Wegen bestrittener Gegenansprüche steht dem 
Besteller auch kein Zurückbehaltungsrecht zu. 
 
13. Anwendbares Recht, Gerichtsstand 
 
13.1. Bei allen sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden 
Streitigkeiten ist, wenn der Besteller Unternehmer, eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist, die Klage bei dem Gericht zu 
erheben, das für den Sitz des Lieferers zuständig ist. Der 
Lieferer ist berechtigt, am Sitz des Bestellers zu klagen. 
 
13.2. Es gilt ausschließlich deutsches Recht unter Ausschluss 
des UN-Kaufrechts, auch wenn der Besteller seinen Firmensitz 
im Ausland hat. 
 
14. Sonstiges 
 
14.1. Übertragungen von Rechten und Pflichten des Bestellers 
aus dem mit dem Lieferer geschlossenen Vertrag bedürfen zu 
ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Zustimmung des Lieferers. 
 
14.2. Sollte eine Bestimmung dieser AVL nichtig sein oder 
werden, so bleibt die Gültigkeit der anderen Bestimmungen 
hiervon unberührt. 
 
Troisdorf, 26.01.2022 


